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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 


Änderung der Immunitätsvorschriften 

(Beschluß des Deutschen Bundestages betr. Aufhebung der Immunität 
von Mitgliedern des Bundestages gemäß Anlage 6 GO-BT) 


A. Problem 

Infolge der Änderung der Richtlinien für das Strafverfahren und 
das Bußgeldverfahren (RiStBV) hat sich die Frage ergeben, zu wel- 
chem Zeitpunkt im Einzelfalle die allgemeine Genehmigung des 
Deutschen Bundestages zur Aufnahme strafrechUicher Ermittlun- 
gen wirksam wird. 


B. Lösung 

Ergänzung des Beschlusses des Deutschen Bundestages betref- 
fend Aufhebung der Immunität von Mitghedem des Bundestages 
gemäß Anlage 6 GO-BT um die Bestimmung, daß das Ermittlungs- 
verfahren im Einzelfall frühestens 48 Stunden nach Zugang der 
Mitteilung über die staatsanwaltschaftliche Strafverfolgungsab- 
sicht beim Präsidenten des Deutschen Bundestages eingeleitet 
werden darf. 


C. Alternativen 

Beibehaltung der bisher geltenden Rechtslage, daß das Ermitt- 
lungsverfahren im Einzelfall frühestens 48 Stunden nach Absen- 
dung der Mitteilung an den Präsidenten des Deutschen Bundesta- 
ges aufgenommen werden darf. 


D. Kosten 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 2. Juli 1980 (BGBL I S. 1237), zuletzt geändert laut Bekanntmachung 
vom 9. Dezember 1987 (BGBL I S, 2677), wird wie folgt geändert: 

Nummer 1 des Beschlusses des Deutschen Bundestages betr. Aufhebung der Immu- 
nität von Mitgliedern des Bundestages gemäß Anlage 6 GO-BT wird um den fol- 
genden Absatz 2 ergänzt: 

„Das Ermittlungsverfahren darf im Einzelfall frühestens 48 Stunden nach Zugang 
der Mitteilung beim Präsidenten des Deutschen Bundestages eingeleitet wer- 
den, " 


Bonn, den 17. Mai 1988 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 

Porzner Buschbom 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Buschbom 


Bei der Neufassung der Richtlinien für das Strafver- 
fahren und das Bußgeldverfahren, die am 1. Oktober 
1987 in Kraft getreten sind, wurde in Nummer 192 a 
Abs. 1 bestimmt; 

„Der Deutsche Bundestag sowie die gesetzgeben- 
den Körperschaften der Länder pflegen regelmäßig 
zu Beginn einer neuen Wahlperiode eine allge- 
meine Genehmigung zur Durchführung von Ermitt- 
lungsverfahren gegen Abgeordnete zu erteilen; 
ausgenommen sind Ermittlungen wegen Beleidi- 
gungen (§§ 185, 186, 187 a Abs. 1 StGB) politischen 
Charakters. Diese allgemeine Genehmigung wird 
im Einzelfall erst wirksam, nachdem dem Präsiden- 
ten der gesetzgebenden Körperschaft eine Mittei- 
lung nach Absatz 3 zugegangen ist. Bei einer Mit- 
teilung an den Präsidenten des Deutschen Bundes- 
tages wird vermutet, daß sie 48 Stunden nach Ab- 
sendung zugegangen ist. " 

Bis zur Neufassung galt die folgende Nummer 192 
Abs. 3: 

„Ist die Strafverfolgung allgemein genehmigt, so ist 
dem Präsidenten des Deutschen Bundestages und, 
soweit nicht Gründe der Wahrheitsfindung entge- 
genstehen, dem betroffenen Abgeordneten mitzu- 
teilen, daß die Einleitung eines Ermittlungsverfah- 
rens beabsichtigt ist; unterbleibt eine Mitteilung an 
den Abgeordneten, so ist der Präsident auch hier- 
von unter Angabe der Gründe zu unterrichten. Die 
Mitteilung ist unmittelbar an den Präsidenten des 
Deutschen Bundestages zu richten; sie soll die dem 
Abgeordneten zur Last gelegte Tat, Zeit und Ort 
ihrer Begehung und die in Betracht kommenden 
Strafvorschriften angeben. Abschriften der Mittei- 
lung sind der Landesjustizverwaltung und dem 
Bundesminister der Justiz zu übersenden. Das Er- 
mittlungsverfahren darf frühestens 48 Stunden 
nach Absendung der Mitteilung an den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages eingeleitet werden. " 


Die Vorschrift, daß die allgemein genehmigten Er- 
mittlungen im Einzelfall 48 Stunden nach Absendung 
der Mitteilung an den Parlamentspräsidenten auf ge- 
nommen werden dürfen, gilt auch in Bayern, Berlin, 
Nordrhein-Westfalen, Rheinland- Pfalz, dem Saarland 
und in Schleswig-Holstein. In Bremen dürfen die Er- 
mittlungen erst 48 Stunden nach dem Zugang der 
Mitteilung an den Präsidenten der Bürgerschaft auf- 
genommen werden. In Hamburg wird die allgemeine 
Genehmigung im Einzelfall ohne zeitliche Beschrän- 
kung sofort wirksam. 

Aus dem Wechsel des Vorschriftentextes von einem 
Verbot zu einer Vermutung ist geschlossen worden, 
daß künftig vor Ablauf der 48-Stunden-Frist straf- 
rechtliche Ermittlungen aufgenommen werden durf- 
ten, falls der Zeit nach belegt werden könne, daß die 
Mitteilung dem Präsidenten des Deutschen Bundesta- 
ges bereits zu einem bestimmten Zeitpunkt vor Ablauf 
der 48-Stunden-Frist zugegangen ist. 

Der Sinn der Vorschrift, daß die allgemeine Genehmi- 
gung im Einzelfall erst wirksam wird, nachdem eine 
bestimmte Frist verstrichen ist, besteht in dem berech- 
tigten Interesse des Parlaments, daß wenigstens des- 
sen Präsident vor der tatsächlichen Aufnahme der Er- 
mittlungen gegen ein Mitglied des Bundestages über 
die bevorstehenden Strafverfolgungsmaßnahmen un- 
terrichtet ist. Außerdem muß auch schon vor der Auf- 
nahme der Ermittlungen die Möglichkeit bestehen, 
daß der Bundestag von seinem Recht aus Artikel 46 
Abs. 4 des Grundgesetzes Gebrauch macht, die Aus- 
setzung des Ermittlungsverfahrens zu verlangen. 

Dieser Zielvorstellung entspricht die bisherige Praxis 
des Bundestages nicht so sehr wie die insoweit vor- 
bildhafte Regelung der Bremischen Bürgerschaft. 
Deshalb empfiehlt es sich, die in Bremen gefundene 
Regelung für den Deutschen Bundestag zu überneh- 
men. 


Bonn, den 17. Mai 1988 


Buschbom 

Berichterstatter 
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